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§ 7h

Erh^h t e Ab s e t z ung en be i Geb_uden i n S an i e r ung s -
g eb i e t e n und s t _ d t eb au l i c h en En tw i c k l ung sb e r e i c h en

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209)

(1) 1Bei einem im Inland belegenen Geb_ude in einem f^rmlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder st_dtebaulichen Entwicklungsbereich kann
der Steuerpflichtige abweichend von § 7 Abs. 4 und 5 jeweils bis zu 10
vom Hundert der Herstellungskosten far Modernisierungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen im Sinne des § 177 des Baugesetzbuchs im Jahr der
Herstellung und in den folgenden neun Jahren absetzen. 2Satz 1 ist ent-
sprechend anzuwenden auf Herstellungskosten far Maßnahmen, die der
Erhaltung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwendung eines Ge-
b_udes im Sinne des Satzes 1 dienen, das wegen seiner geschichtlichen,
kanstlerischen oder st_dtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben soll,
und zu deren Durchfahrung sich der Eigentamer neben bestimmten Mo-
dernisierungsmaßnahmen gegenaber der Gemeinde verpflichtet hat.
3Der Steuerpflichtige kann die erh^hten Absetzungen im Jahr des Ab-
schlusses der Maßnahme und in den folgenden neun Jahren auch far An-
schaffungskosten in Anspruch nehmen, die auf Maßnahmen im Sinne
der S_tze 1 und 2 entfallen, soweit diese nach dem rechtswirksamen Ab-
schluss eines obligatorischen Erwerbsvertrags oder eines gleichstehen-
den Rechtsakts durchgefahrt worden sind. 4Die erh^hten Absetzungen
k^nnen nur in Anspruch genommen werden, soweit die Herstellungs-
oder Anschaffungskosten durch Zuschasse aus Sanierungs- oder Ent-
wicklungsf^rderungsmitteln nicht gedeckt sind. 5Nach Ablauf des Be-
ganstigungszeitraums ist ein Restwert den Herstellungs- oder Anschaf-
fungskosten des Geb_udes oder dem an deren Stelle tretenden Wert
hinzuzurechnen; die weiteren Absetzungen far Abnutzung sind einheit-
lich far das gesamte Geb_ude nach dem sich hiernach ergebenden Betrag
und dem far das Geb_ude maßgebenden Hundertsatz zu bemessen.
(2) 1Der Steuerpflichtige kann die erh^hten Absetzungen nur in An-
spruch nehmen, wenn er durch eine Bescheinigung der zust_ndigen Ge-
meindebeh^rde die Voraussetzungen des Absatzes 1 far das Geb_ude
und die Maßnahmen nachweist. 2Sind ihm Zuschasse aus Sanierungs-
oder Entwicklungsf^rderungsmitteln gew_hrt worden, so hat die Be-
scheinigung auch deren H^he zu enthalten; werden ihm solche Zu-
schasse nach Ausstellung der Bescheinigung gew_hrt, so ist diese ent-
sprechend zu _ndern.
(3) Die Abs_tze 1 und 2 sind auf Geb_udeteile, die selbst_ndige unbeweg-
liche Wirtschaftsgater sind, sowie auf Eigentumswohnungen und auf im
Teileigentum stehende R_ume entsprechend anzuwenden.
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Allgemeine Erl_uterungen zu § 7h
Schrifttum: Hahn, Die estl. Behandlung von Baudenkmalen und Gebfuden in Sanie-
rungsgebieten und stfdtebaulichen Entwicklungsbereichen nach dem WoBauFG ein-
schließlich der gbergangsregelungen, DB 1990, 65; Stuhrmann, Estl. Vergenstigungen
bei Baudenkmalen unter Berecksichtigung der Regelungen durch das WoBauFG, DStZ
1990, 107; Fleischmann/Meyer-Scharenberg, Altbau- und Denkmalschutz-Modernisie-
rungen unter Berecksichtigung des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 und der
neuen InvZulagen, DStR 1999, 748; St;cker, Baufirderung bei Sanierung von Gebfuden
in Sanierungsgebieten und von Baudenkmalen im Bundesgebiet sowie Firderung von
Neubauten in den neuen Lfndern und Berlin (Ost), BB 2000, Beil. 9 zu Heft 47.
Verwaltungsanweisungen: R 83a EStR 2001; Bescheinigungsrichtlinien s. Anm. 10.

I. Rechtsentwicklung

Vorg_ngerregelung: § 82g EStDV galt letztmals fer Baumaßnahmen, die vor
dem 1. 1. 1991 abgeschlossen wurden (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. x Satz 1
Halbs. 2). Auf Tatbestfnde, die im Gebiet der ehemaligen DDR verwirklicht
wurden, kam § 82g EStDV nie zur Anwendung (§ 57 Abs. 2 EStG).
WoBauFG v. 22. 12. 1989 (BGBl. I, 2408; BStBl. I, 505): Einfehrung von § 7h
als Nachfolgevorschrift des § 82g EStDV und teilweise Erweiterung durch Be-
genstigung bestimmter AK.
Staatsvertragsgesetz v. 25. 6. 1990 (BGBl. II, 518; BStBl. I, 294): Fer Gebfude
in der damals noch existierenden DDR wurde ein Abs. 4 angefegt.
Einigungsvertragsgesetz v. 23. 9. 1990 (BGBl. II, 885; BStBl. I, 654): Strei-
chung dieses Abs. 4 bereits vor seinem Inkrafttreten (Anl. I, Kap. IV Sachgebiet
B Abschn. II Nr. 16 Buchst. d).
Zeitlicher Geltungsbereich: § 7h ist erstmals auf Maßnahmen anzuwenden,
die nach dem 31. 12. 1990 abgeschlossen worden sind. Soweit AK begenstigt
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werden (Abs. 1 Satz 3), ist die Vorschrift zeitlich unbegrenzt reckwirkend anzu-
wenden (§ 52 Abs. 12b EStG 1990).

II. Bedeutung

§ 177 BauGB berechtigt die Gemeinden, Gebfudeeigentemer zu verpflichten,
bauliche Mißstfnde oder Mfngel zu beseitigen. Neben der Gewfhrung von Zu-
schessen ist die stl. Begenstigung ein wesentliches Firderelement, das es den
Gemeinden erleichtert, die notwendigen Baumaßnahmen faktisch gegen die fi-
nanziell mit den Baukosten belasteten Eigentemer durchzusetzen.

III. Geltungsbereich

Pers^nlicher Geltungsbereich: Die erhihten Absetzungen kinnen von allen
unbeschrfnkt und beschrfnkt Stpfl., seien es naterliche oder juristische Perso-
nen, abgezogen werden. Begenstigte Person ist, wer das Gebfude im Rahmen
einer Einkunftsart eingesetzt und die Aufwendungen getragen hat (BFH v.
21. 8. 2001 IX R 20/99, BFH/NV 2002, 105; R 83a Abs. 1 EStR 2001). Dies ist
idR der zivilrechtliche oder wirtschaftliche Eigentemer. Ist ausnahmsweise ein
Nichteigentemer berechtigt, die AfA nach § 7 Abs. 4 oder 5 geltend zu machen
(s. § 7 Anm. 41, 50 ff.), kann er auch die Absetzungen nach § 7h in Anspruch
nehmen. Insbes. gilt dies nach der Rspr. zum sog. „Drittaufwand“ fer Ehegat-
ten, die ein Gebfude ihres Ehepartners zur Einkunftserzielung verwenden (s.
§ 7 i Anm. 3 und § 9 Anm. 750 „Drittaufwendungen“).
Bei PersGes. ist der Gesellschafter und nicht die Gesellschaft berechtigt. Wenn
als Folge des Ausscheidens eines Gesellschafters Gesellschaftsanteile durch An-
wachsung ebergehen, sind die ebernommenen AHK nicht begenstigt (BFH v.
17. 7. 2001 IX R 50/98, BStBl. II, 760; s. auch § 7 i Anm. 20).
Sachlicher Geltungsbereich: Es werden Baumaßnahmen an Gebfuden inner-
halb eines Sanierungs- oder Entwicklungsgebiets gefirdert. Ferner muß das Ge-
bfude im Rahmen einer Einkunftsart zur Einkunftserzielung verwendet werden
und der AfA-Abzug nach § 7 Abs. 4 oder 5 zulfssig sein (BFH v. 5. 12. 2002
IV R 57/01, BFH/NV 2003, 552 unter 3.). Wird das Gebfude zu eigenen
Wohnzwecken genutzt, kommt § 7h ab 1999 nur noch in den Ffllen zur Anwen-
dung, in denen das Gebfude in einem land- und forstwirtschaftlichen Betriebs-
vermigen verblieben ist (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4).

IV. Verh_ltnis zu anderen Vorschriften

Verh_ltnis zu § 2b: Allein die Inanspruchnahme der Vorteile des § 7h fehrt
nicht zur Anwendung des § 2b (BMF v. 22. 8. 2001, FR 2001, 1020 Tz. 24 f.).
Verh_ltnis zu § 7 i: Bei Baudenkmflern in einem Sanierungs- oder Entwick-
lungsgebiet schließt § 7a Abs. 5 eine Doppelfirderung aus. Die Stpfl. haben ein
Wahlrecht, welche Firderung sie in Anspruch nehmen, da nach dem Gesetzes-
wortlaut sowohl die Absetzungen nach § 7 i als auch die des § 7h in Anspruch
genommen werden „kinnen“.
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Verh_ltnis zu § 10 f: Die Vorschriften schließen sich grds. gegenseitig aus, denn
§ 10 f gilt nur fer Wohnungen, die zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden;
bei Nutzungsfnderungen wfhrend eines VZ s. § 10 f Anm. 16.

Einstweilen frei.

Erl_uterungen zu Abs. 1:
Erh^hte Absetzungen far Baumaßnahmen in Sanierungsgebieten

oder st_dtebaulichen Entwicklungsbereichen

I. Beganstigungstatbestand

1. Modernisierungsmaßnahmen in Sanierungs- und Entwicklungs-
gebieten (Abs. 1 Satz 1)

Begenstigt sind Gebfude (zum Begriff s. BFH v. 25. 4. 1996 III R 47/93,
BStBl. II, 613 und § 7 Anm. 322–327), die im Inland und in einem firmlich fest-
gelegten Sanierungsgebiet oder stfdtebaulichen Entwicklungsbereich belegen
sind. Fer die firmliche Festlegung sind die – ohnehin nur im Inland geltenden –
Vorschriften des BauGB maßgeblich (vgl. § 136, 142, 165 BauGB). Danach er-
gibt sich aus den jeweils geltigen Gemeindesatzungen, ob ein Gebfude im Zeit-
raum der Baumaßnahmen in einem gefirderten Gebiet liegt. Der Nachweis er-
folgt durch die Bescheinigung der Gemeinde nach Abs. 2 (s. Anm. 21).
Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen: Aus der Formulie-
rung ergibt sich, daß Neubauten nicht gefirdert werden (BFH v. 18. 9. 2002
X R 183/96, BFH/NV 2003, 370). Die Bescheinigungsrichtlinien gehen dage-
gen von einer firderffhigen Baumaßnahme aus, wenn nach einem Abriß beim
neuen Gebfude wesentliche alte Bauteile wieder verwendet werden (zB fer
Bayern: Gemeinsame Bekanntmachung v. 21. 8. 1998, FMBl. 1998, 254). Die
Entscheidung, ob ein Neubau im baurechtlichen Sinne (nicht also gemfß der
BFH-Rspr. zu estl. Vorschriften) vorliegt oder nicht, trifft die bescheinigende
Gemeinde fer die FinVerw. verbindlich (s. Anm. 21).
Baumaßnahmen iSd. § 177 BauGB: Gefirdert werden nur Baumaßnahmen,
die die Gemeinde nach § 177 BauGB durch einseitigen Verwaltungsakt anord-
nen darf. kffentlich-rechtliche Vertrfge anstelle einer solchen Anordnung sind
eblich und stl. zu beachten, wenn sie formwirksam zustande gekommen sind.
Mendliche Abmachungen genegen der Form nicht. Freiwillige Baumaßnahmen
werden nicht gefirdert (R 83a Abs. 6 EStR 2001). Zu beachten ist, daß die kon-
kreten Pflichten des Stpfl. klar und eindeutig aus dem Verwaltungsakt oder dem
Vertrag hervorgehen messen. Ferner muß die Anordnung/Vereinbarung im vor-
aus vorliegen. Die nachtrfgliche Bescheinigung von Baumaßnahmen ist auch
dann unzulfssig, wenn bei rechtzeitiger Abstimmung mit der Gemeinde ein Ver-
trag geschlossen worden wfre (BFH v. 6. 12. 2002 IX B 109/02, BFH/NV
2003, 469). Ob bauliche Mißstfnde oder Mfngel gem. der gesetzlichen Defini-
tion in § 177 BauGB vorliegen und ob sie mit der Modernisierungs- oder In-
standsetzungsmaßnahme beseitigt werden, entscheidet die bescheinigende Ge-
meinde fer die FinVerw. verbindlich (s. Anm. 21).

2. Maßnahmen an Geb_uden mit besonderer Bedeutung (Abs. 1 Satz 2)
Satz 2 erweitert fer Gebfude, die wegen ihrer geschichtlichen, kenstlerischen
oder stfdtebaulichen Bedeutung erhalten werden sollen, den Kreis der firderff-
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higen Baumaßnahmen. Wfhrend nach Satz 1 nur Baumaßnahmen gefirdert
werden kinnen, zu denen die Gemeinde Eigentemer zwangsweise verpflichten
kann, werden nach Satz 2 weitergehende, freiwillig aufgewendete HK zur Erhal-
tung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwendung eines Gebfudes gefir-
dert. Voraussetzung ist, daß der Eigentemer auch gewisse Modernisierungsmaß-
nahmen vornimmt und sich gegeneber der Gemeinde zu den weitergehenden
Baumaßnahmen vertraglich verpflichtet hat. Auch eber das Vorliegen dieser
baurechtlichen Voraussetzungen entscheidet die bescheinigende Gemeinde fer
die FinVerw. verbindlich (s. Anm. 21).
Bescheinigungsrichtlinien: Zur Vereinheitlichung der praktischen Handha-
bung des § 7h haben die Lfnder in Abstimmung mit dem Bund Bescheinigungs-
richtlinien erlassen. Die Fundstellen sind in BMF v. 10. 11. 2000 (BStBl. I, 1513)
aufgelistet.

Einstweilen frei.

II. Bemessung der Absetzungen

Begenstigt werden nach Satz 1 und 2 HK, in besonderen Ffllen AK (s.
Anm. 18). Fer die Auslegung der Begriffe HK und AK gelten die allg. Grund-
sftze (BFH v. 20. 3. 1984 IX R 104/82, BStBl. II, 659 zur Vorgfngervorschrift
§ 82g EStDV). Im ebrigen s. zur Bemessungsgrundlage, zur Hihe der Abset-
zungen und zum Begenstigungszeitraum § 7 i Anm. 20.

Einstweilen frei.

III. Beganstigung bestimmter Anschaffungskosten (Abs. 1 Satz 3)

Zweck des Abs. 1 Satz 3 ist es, die erhihten Absetzungen unabhfngig von der
stl. Abgrenzung zwischen HK und AK zu gewfhren. Ist der Erwerber eines Ge-
bfudes nicht als Bauherr anzusehen, kinnen Baumaßnahmen nach dem Kauf
dennoch begenstigt sein (vgl. BFH v. 21. 8. 2001 IX R 20/99, BFH/NV 2002,
105 unter 3.). Damit wird die Tftigkeit von Investorengemeinschaften bzw. Er-
werbermodellen in Sanierungsgebieten, die einen erheblichen Kapitaleinsatz er-
fordern, erleichtert.
H^he der beganstigten Anschaffungskosten: Gefirdert wird nicht der
Kaufpreis an sich, sondern nur der Teil, der auf Baumaßnahmen iSd Abs. 1
Sftze 1 und 2 „entffllt“. Der Kaufpreis ist daher aufzuteilen (Einzelheiten s.
BMF v. 31. 8. 1990, BStBl. I, 366 unter 3. 2. 2). Der Stpfl. trfgt die Beweislast
fer die Hihe des begenstigten Aufwands.
Zeitlicher F^rderbeginn: Die Baumaßnahmen messen nach dem rechtswirksa-
men Abschluß eines obligatorischen Erwerbsvertrags (zB Kaufvertrag, Schen-
kung, Tausch) oder eines gleichstehenden Rechtsakts (zB Zuschlag im Zwangs-
versteigerungsverfahren, Erwerb von Anteilen einer PersGes.; hierzu s. Anm. 3
mwN) erfolgt sein (Hahn, DB 1990, 65). Die Baumaßnahmen nur vorbereiten-
de Handlungen (Planungskosten; Bauantrfge) sind unschfdlich, es kommt fer
die Begenstigung der AK auf den Zeitpunkt des Baus an. Der Stichtag des Ver-
tragsabschlusses ist damit entscheidend. Die Hihe der danach angefallenen fir-
derffhigen Aufwendungen hat die zustfndige Gemeinde zu bescheinigen (s.
Anm. 21).
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IV. Zuschasse (Abs. 1 Satz 4)

Die Bemessungsgrundlage ist um Zuschesse aus Sanierungs- und Entwicklungs-
firderungsmitteln (zB § 177 Abs. 4 und 5 BauGB) zu kerzen, soweit diese Zu-
schesse fer begenstigte Baumaßnahmen gewfhrt werden. Die Zuordnung von
Zuschessen zu begenstigten und nicht begenstigten Aufwendungen richtet sich
nach der Zweckbestimmung des Zuschußgebers. Aufgrund der ausdrecklichen
Regelung in Satz 4 hat der Stpfl. kein Wahlrecht zur Behandlung der Zuschesse
als Einnahmen. Fer andere Zuschesse gelten dagegen die allg. Grundsftze (s.
R 34, R 43 Abs. 4, R 45 Abs. 4, R 163 EStR 2001; H 45 Beispiele 2 und 3 EStH
2002 und § 7a Anm. 35 zum geltenden § 7a Abs. 1 Satz 3). Die Zuordnung son-
stiger Zuschesse zu begenstigten und nicht begenstigten AHK richtet sich uE.
ebenfalls nach dem Firderzweck des Zuschusses (vgl. Kleeberg in K/S/M,
§ 7h Rn. B 24: „Sachgerechte Aufteilung“; aA Bl<mich/Erhard, § 7h Rn. 26:
Vorrangige Zuordnung sonstiger Zuschesse zu nicht begenstigten Aufwendun-
gen, da Satz 4 sonst leer liefe). Zur Bescheinigung von Zuschessen s. Anm. 21.

V. Restwertabsetzung (Abs. 1 Satz 5)

Ein Restwert ergibt sich, wenn ein Stpfl. nicht in jedem Jahr die hichstzulfssi-
gen Absetzungen vorgenommen oder sich wfhrend des Abzugszeitraums die
Bemessungsgrundlage erhiht hat (zB durch nachtrfgliche HK oder Reckzah-
lung von Zuschessen; vgl. H 45 Beispiel 3 EStH 2002). Der Restwert muß den
AHK des Gebfudes oder dem an ihre Stelle tretenden Betrag hinzugerechnet
werden. Die so berechnete Bemessungsgrundlage ist einheitlich weiter abzu-
schreiben. Anzuwenden ist der schon bisher fer das nicht begenstigte Gebfude
geltende Abschreibungssatz. Hierdurch kann sich die Abschreibungsdauer ver-
lfngern. Ein nach Ablauf der in § 7 Abs. 5 festgelegten AfA-Zeitrfume verblie-
bener Betrag ist mangels gesetzlicher Regelung linear nach § 7 Abs. 4 abzuset-
zen.

Erl_uterungen zu Abs. 2:
Bescheinigung

Rechtsnatur der Bescheinigung: Zweck der Bescheinigung ist es, die Fin-
Verw. von der Prefung der außerstl. baurechtlichen Fragestellungen zu entlasten.
Sie ist materiell-rechtliche Abzugsvoraussetzung fer die Begenstigung des § 7h
(FG Ba.-Wertt. v. 26. 6. 1996, EFG 1996, 1209, rkr.). Verfahrensrechtlich ist die
Bescheinigung Grundlagenbescheid (BFH v. 21. 8. 2001 IX R 20/99, BFH/NV
2002, 105).
Umfang der Bindungswirkung: Bescheinigt werden messen nach dem Geset-
zeswortlaut „die Voraussetzungen des Abs. 1 fer das Gebfude und die Maßnah-
men“. Danach preft die bescheinigende Gemeinde verbindlich, ob Modernisie-
rungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen iSd. § 177 BauGB durchgefehrt
wurden. Dazu gehirt auch die nach baurechtlichen Gesichtspunkten vorzuneh-
mende Prefung, ob ein nicht firderffhiger Neubau oder umfangreiche Sanie-
rungsmaßnahmen vorliegen (BFH v. 21. 8. 2001 IX R 20/99 aaO). Die Fragen
der persinlichen Abzugsberechtigung (zB Zurechnung von HK auf den Stpfl.;
Vorliegen von HK) hat dagegen die FinVerw. zu prefen. Zu beachten ist aber,
daß die Bescheinigung unmißverstfndlich zum Ausdruck bringen muß, daß alle

§ 7h Anm. 19–21 Erhihte Absetzungen bei Gebfuden
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Voraussetzungen gegeben sind (BFH v. 18. 9. 2002 X R 183/96, BFH/NV
2003, 370 zu einer nicht ausreichenden Bescheinigung). Die detaillierten Verwal-
tungsanweisungen in R 83a Abs. 4 und 5 EStR 2001 zum Bescheinigungsverfah-
ren entsprechen dieser Rspr.; s. ferner § 7 i Anm. 35.
Bescheinigung aber Zuschasse: Die Bescheinigung umfaßt auch die Hihe
der Zuschesse, die aus Sanierungs- oder Entwicklungsfirderungsmitteln ge-
wfhrt worden sind (s. Anm. 19). Andere Zuschesse sind nicht zu bescheinigen.
Der Grundlagenbescheid hat insoweit auch keine Bindungswirkung. Die Fin-
Verw. muß daher selbstfndig prefen, ob ein Stpfl. weitere Beihilfen erhalten hat
(R 83a Abs. 5 Nr. 4 EStR 2001).

Einstweilen frei.

Erl_uterungen zu Abs. 3:
Anwendung auf Geb_udeteile

Die erhihten Absetzungen sind auch bei Maßnahmen an Gebfudeteilen, die
selbstfndige unbewegliche WG sind, an Eigentumswohnungen und an Teil-
eigentum zu gewfhren. Einzelheiten s. § 7 Anm. 501–506 zum im Wortlaut
identischen § 7 Abs. 5 a.
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§ 7h Erhihte Absetzungen bei Gebfuden in Sanierungsgebieten


